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200 Jahre l allgemeines bürgerliches Gesetzbuch

Liebe Klientinnen 
und Klienten!
Im ablaufenden Jahr 2011 

wurde nicht nur der 200. 
Wiederkehr des Geburtstages 
des großen Komponisten 
Franz Liszt gedacht, sondern 
auch des ebensolchen Jubilä­
ums des Allgemeinen Bürger­
lichen Gesetzbuches (ABGB). 
Es wurde mit Patent vom 
1.6.1811 für alle deutschen Erb­
länder der Österreichischen 
Monarchie kundgemacht und 
trat am 1. 1. 1812 in Ober­ und 
Niederösterreich, der Steier­
mark, Kärnten, Böhmen, Mäh­
ren, Galizien, Schlesien und 
der Bukowina in Kraft. In wei­
terer Folge galt es auch in Dal­
matien, Istrien, Lombardo­Ve­
netien, Salzburg, Ungarn, Sie­
benbürgen, Kroatien und Sla­
wonien. Es ist das zweitälte­
ste noch in Geltung stehen­
de Zivilgesetzbuch in Euro­
pa, das älteste ist der franzö­
sische Code Civil von 1806.

Es stammt also aus einer 
Zeit der Österreichischen Mo­
narchie (an seiner Entste­
hung waren vier Habsbur­
ger Monarchen beteiligt), der 
Kriege gegen Napoleon und 
der Neuordnung Europas zwi­
schen dem Ende des Heiligen 
Römischen Reichs Deutscher 
Nation und dem Wiener Kon­
gress.

Es enthält bis heute die 
wichtigsten Bestimmungen 
des Familienrechts (nicht des 
Scheidungsrechts), des Sa­
chenrechts einschließlich 
Grundstücksrechts, des Erb­
rechts, des allgemeinen Ver­
trags­, Schadenersatz­ und 
Gewährleistungsrechts, und 
die wichtigsten allgemeinen 
Zivilrechtsbestimmungen 
von der Definition eines Ver­
trages als übereinstimmende 
Willenserklärung über des­
sen Auslegung, Regeln über 
Auf­ und Gegenrechnungen, 
Abtretung von Forderungen 
und Rechten bis zu deren Ver­
jährung und Ersitzung.

Viele Novellen haben das 
ABGB moderner und der je­
weiligen Zeit angepasster ge­
macht, nicht jedoch in seiner 
Grundstruktur und – im über­
wiegenden Teil – auch nicht 
in seiner klaren Sprache ver­
ändert. Das ABGB ist im Ge­
gensatz zu vielen anderen Ge­
setzen bis heute ein auch für 
nicht einschlägig Geschulte 
lesbares Gesetz geblieben.

Es ist ihm das vergönnt ge­
wesen, was schon die alten 
Römer, auf deren überliefer­
tem Vertragsrecht so man­
che Bestimmungen des ABGB 
wurzeln, als Voraussetzung 
für die Entstehung guter Ge­
setze ansahen: seine Verfas­
ser nahmen sich Zeit und Mü­
he.

Zur Klarheit und Verständ­
lichkeit des ABGB ein kleines 
statistisches Detail: der Ab­
druck von insgesamt 1502 (!) 
Paragraphen des ABGB benö­
tigt im Kodex des Österreichi­
schen Rechts 139 Seiten (also 
mehr als 10 Paragraphen pro 
Seite), während die 42 Para­
graphen des Konsumenten­
schutzgesetzes 20 Seiten (!) 

benötigen – jeder einzelne 
Paragraph ist also eine halbe 
Seite lang!

Mit zahlreichen Festveran­
staltungen wurde 2011  des 
ABGB­Jubiläums gedacht, die 
bedeutendsten fanden im 
Juni an der seinerzeit auch 
deutschsprachigen Jagiello­
nen­Universität Krakau so­
wie im November im groß­
en Festsaal des Wiener Rat­
hauses statt.

Wir wünschen dem ABGB 
alles Gute, auch für seine 
nächsten 200 Jahre!  n



mit RECHT

Inhalt

Was kostet das 
Gewissen?
 Seite 4

Führerschein für 
Diabetiker 
 Seite 5

laub, licht und 
hochwasser aus 
nachbars Garten
 Seiten 6, 7

Gewährleistung beim 
Wohnungsverkauf
 Seite 8

Rechtlos im www
 Seite 9

Verletzung des 
Vergaberechtes
 Seite 10

Fo
to

s (
3)

: N
eu

m
ay

r

Aus dem InhAlt 3

In einer Reihe von Entscheidungen 
haben sich die österreichischen 
Höchstgerichte zuletzt mit 

den vielfältigen Fragen des 
Nachbarrechts auseinandergesetzt 
– beispielsweise: Ist das Laub von 

Das Internet ist so konzipiert, dass jedermann Informationen mit der 
ganzen Welt teilen kann. Jedermann kann Behauptungen aufstellen, Bilder 
veröffentlichen oder sonst einer Form mitteilen, was er gerade für notwendig 
erachtet. Derjenige, den die Information betrifft, ist aber nicht immer glücklich 
mit dem, was über ihn behauptet wird.  
. seIte 9

600.000 ÖsterreIcherInnen 
unD ÖsterreIcher leiden an 
Diabetes. Diese Erkrankung kann in 
mehrfacher Hinsicht Auswirkungen 
auf die Fähigkeit zum Lenken von 
Kraftfahrzeugen haben. Jedoch: 
Zuckerkranke sind nicht gesetzlich 
verpflichtet, ihre Erkrankung bei der 
Behörde zu melden, wenn sie nach 
der Erteilung der Lenkerberechtigung 
aufgetreten ist. seIte 5

Bäumen aus Nachbars Garten 
zumutbar?   
 seIte 6
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Folgender Sachverhalt lag der 
Entscheidung zugrunde: Eine 
Frau wurde als Fußgängerin 
von einem Sattelzug erfasst 
und niedergestoßen. Sie er-
litt unter anderem ein Über-
rolltrauma mit traumatischer 

Oberschenkelamputation. Da 
sie aus Glaubensgründen die 
Verabreichung von Blutkon-
serven ablehnte, wurde diese 
aus medizinischer Sicht ge-
sehen notwendige Behand-
lung unterlassen. Die Frau 
verstarb am nächsten Tag. . 

Der Witwer der Verstor-
benen, mit dem sie 44 Jah-
re verheiratet war, klagte Be-
stattungskosten und Trauer-
schmerzengeld ein. Im Pro-
zess wurde festgestellt, dass 
das Alleinverschulden am 
Unfall den LKW-Lenker traf. 
Die beklagte Haftpflichtver-
sicherung des Unfallverursa-
chers wendete ein, dass sich 
der Kläger ein Mitverschul-
den der Verstorbenen an-
zurechnen lassen habe, die 
trotz medizinischer Notwen-
digkeit die Behandlung mit 
Bluttransfusionen verwei-
gert hätte. 

Der OGH führte zunächst 
aus, dass die Verweigerung 
der Blutkonserven kein Ver-
schulden begründe, sondern 
es ein verfassungsrechtlich 
garantiertes Grundrecht dar-
stelle, entsprechend seiner 
Glaubens- und Gewissens-
überzeugung zu handeln. 
Fraglich ist also, ob die Aus-
übung dieses Rechtes dazu 
führen kann, dass der Schä-
diger jenen Teil des Scha-
dens, der für den Fall des 
„medizinisch richtigen“ Ver-
haltens (Blutkonserven) un-
terblieben wäre, nicht erset-
zen muss. Ein Grundsatz des 
österreichischen Schadener-
satzrechtes ist die in § 1304 
ABGB verankerte Schadens-
minderungspflicht des Ge-
schädigten. Dieser hat den 
Schaden nach Möglichkeit 

gering zu halten und alles 
zu unterlassen, was zu einer 
Vergrößerung des Schadens 
führen würde. 

Im Gegensatz zu einer frü-
heren Entscheidung des 
Oberlandesgerichtes Inns-
bruck hat der OGH nun-
mehr ausgesprochen, dass 
auch dann, wenn der Scha-
den durch eine rechtmäßi-
ge glaubensmotivierte Ge-
wissensentscheidung her-
beigeführt bzw. vergrößert 
wird, der Schädiger nicht da-
für einzustehen hat. Eine an-
dere Sichtweise würde dem 
Höchstgericht zufolge zu ei-
ner verfassungsrechtlich 
nicht gedeckten Privilegie-
rung einer bestimmten Glau-
bensgemeinschaft führen 
und einen nicht gerechtfer-
tigten Eingriff in das Grund-
recht auf Eigentum des Schä-
digers darstellen. 

Im Ergebnis ist festzuhalten, 
dass das Recht, Bluttransfusio-
nen zu verweigern, jedem ei-
genberechtigten Menschen 
zusteht. Die daraus resultie-
renden Konsequenzen hat er 
jedoch selbst zu tragen.  n

Bluttransfusion l abgelehnt

Was kostet das 
Gewissen?
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nstrittig ist, dass 

es jedermann frei steht, 
bestimmte medizini-
sche Behandlungen zu 
verweigern. Die Ent-
scheidung eines eigen-
berechtigten Menschen, 
trotz medizinischer 
Notwendigkeit kei-
ne Bluttransfusionen 
zuzulassen, ist voll zu 
respektieren. Mit der 
Frage, wer die daraus 
resultierenden Kon-
sequenzen zu tragen 
hat, hatte sich der OGH 
in einer Entscheidung 
vom 22.06.2011 (2 Ob 
219/10k) auseinander-
zusetzen.
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Zum Einen ist ein Diabetiker 
der Gefahr von Hypoglykämi-
en (Unterzuckerung) ausge-
setzt, zum Anderen kann die 
Erkrankung zu Schädigungen 
bzw. Schwächungen der Netz-
haut und damit zum Erblinden 
führen.

Nun hat der österreichische 
Gesetzgeber mit der Führer-
schein-Gesundheitsverord-
nung normiert, dass zucker-
kranken Peronen eine Len-
kerberechtigung zum Einen 
nur nach einer befürworten-
den fachärztlichen Stellung-
nahme, wonach der Zucker-
kranke die mit Hypoglykämie 

verbundenen Risiken versteht 
und seinen Zustand angemes-
sen beherrscht, erteilt oder be-
lassen werden darf; zum An-
deren darf Zuckerkranken die 
Lenkberechtigung der Grup-
pe 1 (das sind die Klassen A, B, 
BE und F) nur noch befristet 
für einen Zeitraum von höchs-
tens fünf Jahren und die Len-
kerberechtigung der Gruppe 
2 (das sind die Klassen C1, C1E, 
C, CE, D und DE) höchstens für 
drei Jahre befristet erteilt wer-
den; für alle Führerscheinklas-
sen gilt, dass auch der befriste-
te Führerschein nur unter der 
Auflage ärztlicher Kontroll-
untersuchungen (z. B. HbA1c-
Wert) und amtsärztlicher 
Nachuntersuchungen erteilt 
oder belassen werden darf. 

Inhaber von Lenkberech-
tigungen der Gruppe 2 müs-
sen darüber hinaus die Erklä-
rung abgeben, dass in den letz-
ten 12 Monaten bei ihnen kei-
ne schwere Hypoglykämie (die 
eine Hilfe durch andere Perso-
nen erforderlich gemacht hat) 
aufgetreten ist und auch kei-
ne Hypoglykämie-Wahrneh-

mungsstörung besteht; wei-
ters hat der Lenker eine an-
gemessene Überwachung der 
Krankheit durch regelmäßige 
Blutzuckertests (mindestens 
zweimal täglich sowie zu je-
nen Zeiten, in denen die Per-
son üblicherweise ein Kraft-
fahrzeug lenkt) nachzuwei-
sen sowie, dass er die mit Hy-
poglykämie verbundenen Ri-
siken versteht und auch sonst 
keine Komplikationen der Zu-
ckerkrankheit vorliegen, die 
das Lenken von Kraftfahr-
zeugen ausschließen. Zucker-
kranken, bei denen innerhalb 
von 12 Monaten zweimal eine 
schwere Hypoglykämie aufge-
treten ist, sowie Zuckerkran-
ken, die an Hypoglykämie-
Wahnehmungsstörungen lei-
den darf eine Lenkerberechti-
gung weder erteilt noch belas-
sen werden, es sei denn, dass 
durch geeignete Maßnahmen, 
Schulung, Therapieumstel-
lung und Blutzuckerkontrollen 
die Vermeidung von Hypogly-
kämien erreicht wird. 

Die Regelung ist mit 1. Okto-
ber 2011 in Kraft getreten.   n

mit RECHT
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00.000 Österreiche-

rinnen und Österreicher 
leiden an Diabetes. 
Diese Erkrankung kann 
in mehrfacher Hinsicht 
Auswirkungen auf die 
Fähigkeit zum Lenken 
von Kraftfahrzeugen 
haben:

Führerschein-Gesundheitsverordnung l normiert

Führerschein für Diabetiker

VerkehrSrecht

Führeiben en

Tipp

Zuckerkranke sind nicht 
gesetzlich verpflich-
tet, ihre Erkrankung 
bei der Behörde zu 
melden, wenn sie 
nach der Erteilung der 
Lenkerberechtigung auf-
getreten ist

erhalten Zuckerkranke 
einen Führerschein?
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Laub
Nach Ansicht des Obersten 
Gerichtshofes (4 Ob 69/11p) 
ist es einem Nachbarn je-
denfalls zumutbar, wenn er 
gelegentlich seine Dachrin-
ne von Laub aus dem Garten 
des Nachbarn reinigen muss. 
Auch die theoretische Gefahr, 
dass es bei einem Unterblei-
ben dieser Reinigung zu einer 
Verstopfung der Dachrinne 
und damit zu Feuchtigkeits-
schäden durch Überlaufen 
von Regenwasser kommen 
kann, ändert daran nichts. 
Vielmehr sind bei der Frage, 
ob Laub oder sonstige Immis-
sionen (Nadeln, etc.) vom Gar-
ten des Nachbarn gerichtlich 
abgewehrt werden können, 
das Recht der Selbsthilfe und 
das nachbarrechtliche Rück-
sichtnahmegebot zu berück-
sichtigen. Immer dann, wenn 
durch eine leichte und ein-
fache Ausübung der Selbst-
hilfe Nachbarimmissionen 
beseitigt werden können (et-
wa durch das Reinigen der 
Dachrinne), kommt dem be-
einträchtigten Nachbarn kein 
Untersagungsrecht zu. Laub 
und Nadeln stellen auch kei-
ne grob-körperlichen Einwir-
kungen (wie etwa Tennis-
bälle von einem benachbar-
ten Tennisplatz) dar, die, un-
abhängig davon, ob sie orts-
üblich sind oder zu einer we-

sentlichen Beeinträchtigung 
des Grundstückes führen, un-
tersagt werden können.

Blendung durch das 
Nachbardach

In einer weiteren Entschei-
dung hatte der Oberste Ge-
richtshof (10 Ob 20/11f) die 
Frage zu beantworten, ob die 
von Dachziegeln des Nach-
barhauses ausgehenden 
Lichtspiegelungen und Blend-
wirkungen untersagt wer-
den können. Es ging im vor-
liegenden Fall also um so-
genannte Lichtimmissionen 
aufgrund reflektierten natür-
lichen Sonnenlichts. Der Ober-
ste Gerichtshof stützte sich in 
seiner Entscheidung dabei 
auf die zu künstlichem Licht 
(etwa Halogenscheinwerfern) 
entwickelten Grundsätze der 
Rechtsprechung: Demnach 
besteht ein Untersagungs-
recht des Nachbarn nur dann, 
wenn die auf die benachbar-
te Liegenschaft wirkenden 
Einflüsse einerseits das nach 
den örtlichen Verhältnissen 
gewöhnliche Maß überstei-
gen und andererseits die orts-
übliche Benützung der Lie-
genschaft wesentlich beein-
trächtigen. Zu beachten sind 
dabei sohin immer die ört-
lichen Verhältnisse, weshalb 
eine Beurteilung der Lichti-
mmissionen immer eine Fra-
ge des Einzelfalles darstellt. 
Maßgeblich ist dabei nicht 
das subjektive Empfinden 
des sich gestört fühlenden 
Nachbarn sondern das eines 
Durchschnittsmenschen, der 
sich in dessen Lage befindet. 
Immissionen sind nach An-
sicht des Obersten Gerichts-
hofes jedenfalls dann zu dul-
den, wenn sie keine wesent-
liche Beeinträchtigung der 
Nutzung eines Grundstückes 
hervorrufen, mögen sich auch 
noch so ortsunüblich sein. So 

führten auch in der ergange-
nen Entscheidung die bei Son-
nenschein vom Ziegeldach 
des Hauses des Beklagten auf 
den Balkon und Teilbereiche 
des Wohn- bzw. Esszimmers 
der Kläger ausgehenden Son-
nenreflexe (Aufhellung) so-
wie die erzeugte Blendwir-
kung zu keiner wesentlichen 
Beeinträchtigung der Grund-
stücksnutzung. Die Lichtein-
wirkung erfolgte nämlich nur 
in den Monaten Juli bis Au-
gust um die Mittagszeit für 
die Dauer einer Stunde. Au-
ßerdem ergab sich eine starke 
physiologische Blendung (Be-
einträchtigung der Sichtver-
hältnisse) nur bei direktem 
Blick auf das Dach. Dem Ober-
sten Gerichtshof erschien die-
se Einwirkung im Sinne des 
friedlichen Zusammenle-
bens der Nachbarn zu ge-
ring, um die weitere Verwen-
dung der Dachziegel zu un-
tersagen. Darüberhinaus bie-
ten nach Ansicht des Höchst-
gerichtes die Verwendung 
eines schwenkbaren Sonnen-
schirms sowie die Benützung 
von Jalousien ausreichende 
und zumutbare Abhilfe für 
den geblendeten Nachbarn. 

Verschärfung der 
Hochwassergefahr

Ein Hausbesitzer wandte sich 
in einem wasserrechtlichen 
Genehmigungsverfahren an 
den Verwaltungsgerichtshof. 
Durch das projektierte Bau-
werk seines Nachbarn verän-
dere sich die Hochwasserab-
flusssituation sowie die Ab-
flussverhältnisse von Nie-
derschlagswässern auf sei-
nem Grundstück zu seinem 
Nachteil. Das Höchstgericht 
(Zl. 2007/07/0126) verwies in 
seinem ergangenen Erkennt-
nis zunächst auf die wasser-
rechtlichen Bestimmungen, 
wonach als Hochwasserab-

i 
 
n einer Reihe von 

Entscheidungen haben 
sich die österreichischen 
Höchstgerichte zuletzt 
mit den vielfältigen Fra-
gen des Nachbarrechtes 
auseinandergesetzt.

Neue Erkenntnisse l der Höchstgerichte zum Nachbarrecht

Laub, Licht und Hochwas ser in Nachbars Garten
ge
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ge

lt



7nachbarrecht

mit RECHT

Neue Erkenntnisse l der Höchstgerichte zum Nachbarrecht

Laub, Licht und Hochwas ser in Nachbars Garten
flussgebiet das bei 30-jähr-
lichen Hochwässern über-
flutete Gebiet gilt. Die Gren-
zen der Hochwasserabfluss-
gebiete sind dabei im Was-
serbuch ersichtlich zu ma-
chen. Eine Verletzung des 
Grundeigentums des Nach-
barn kommt nach Ansicht 
des Verwaltungsgerichts-
hofes aber nur dann in Be-
tracht, wenn die Liegenschaft 
des Nachbarn im Hochwas-
serfall mit hoher Wahrschein-
lichkeit stärker beeinträch-
tigt wäre als dies bei einem 
30-jährlichen Hochwasser 
der Fall ist. Im entschiedenen 

Fall kam der wasserbautech-
nische Amtssachverständige 
jedoch zu dem Ergebnis, dass 
das beantragte Bauwerk beim 
Nachbarn weder eine Behin-
derung des Hochwasserab-
flusses noch der Abflussver-
hältnisse von Niederschlags-
wässern verursachen könne. 
Dieses Gutachten des wasser-
bautechnischen Amtssach-
verständigen sah der Verwal-
tungsgerichtshof als vollstän-
dig, schlüssig und damit aus-
reichend an, weshalb er die 
Einholung eines weiteren 
Gutachtens ablehnte. In die-
sem Fall ist nach Ansicht des 

Höchstgerichtes kein wei-
teres Gutachten mehr einzu-
holen, da sich das Gutachten 
als ausreichend erweist. Will 
eine Partei noch ein weiteres 
Gutachten in das Verfahren 
einbezogen wissen, so steht 
es ihr frei, selbst ein Gutach-
ten eines privaten Sachver-
ständigen zu beschaffen und 
vorzulegen, so der Verwal-
tungsgerichtshof. n

laub vom baum des 
nachbarn: Was ist zumutbar?
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Die Verkäufer hatten die ihnen 
seit 14 Jahren gehörende Eigen-
tumswohnung um 65.000 Eu-
ro an die Kläger verkauft. Das 
Haus, in dem sich die Woh-
nung befand, war kurz zuvor 
mit einem Aufwand von rund 
195.000 Euro saniert worden. 
Auf die einzelnen Wohnungs-
eigentümer sollten deshalb 
(als „Annuitäten“ bezeichnete) 
Sanierungsbeiträge zur Rück-
zahlung des zur Gebäudesanie-
rung aufgenommenen Kredits 
entfallen, die in absehbarer Zeit 
für eine Laufzeit von 10 Jahren 
monatlich zur Vorschreibung 
gelangen sollten.

Vor dem Kauf der Eigen-
tumswohnung informierten 
sich die Käufer bei den (beklag-
ten) Verkäufern über die mo-
natliche Gesamtbelastung der 
Wohnung. Die Verkäufer nann-
ten den Käufern in diesem Zu-
sammenhang einen monat-
lichen Betrag von 223,70 Eu-
ro, der auch die Betriebskos-
ten, die Instandhaltungsrück-
lage, die Verwaltungsgebühr 
und die Umsatzsteuer von zu-
sammen 153,79 Euro beinhalte-
te. Der monatliche Sanierungs-
beitrag hätte demzufolge rund 
70,00 Euro betragen. Im Kauf-

vertrag wurde dieser Betrag ei-
gens festgehalten.

Ein halbes Jahr nach Überga-
be der Wohnung wurde jedoch 
die monatliche Vorschreibung 
an die Käufer auf einen Betrag 
von 361,36 Euro erhöht, der sich 
aus dem bisherigen Betrag von 
153,79 Euro zuzüglich dem Sa-
nierungsbeitrag von 207,57 Eu-
ro zusammensetzte. Die Käufer 
begehrten daraufhin Gewähr-
leistung in Form einer Preis-
minderung von 11.000,00 Euro, 
weil in der vertraglichen Rege-
lung eine Zusicherung gelegen 
sei, die nun nicht erfüllt wurde.

Der Oberste Gerichtshof (9 
Ob 63/10w) bestätigte die An-
sicht des Erstgerichts und der 
klagenden Käufer, dass die Ge-
spräche der Parteien und der 
schriftliche Kaufvertrag so zu 
verstehen sind, dass zwischen 
den Parteien bezüglich der 
veräußerten Rechte eine be-
stimmte Eigenschaft ausdrück-
lich vereinbart wurde. Den Klä-
gern ging es in Bezug auf die 
anstehende Finanzierung und 
die Kaufentscheidung erkenn-
bar darum, von den Verkäufern 
eine verbindliche Erklärung be-
züglich der künftigen Kosten-
belastung zu bekommen. Die 
Beklagten nannten den Klä-
gern einen monatlichen Be-
trag von 223,70 Euro, der auch 
den monatlichen Sanierungs-
beitrag beinhalten sollte. Die 
Bedeutung dieser Frage für die 
Kläger wurde dadurch unter-
strichen, dass die Kostenbelas-
tung nicht nur gesprächswei-
se erörtert, sondern ausdrück-
lich im schriftlichen Kaufver-
trag festgehalten wurde.

Der Kaufgegenstand war da-
her mangelhaft, weil er bezüg-
lich der Höhe der „Betriebskos-
ten“ nicht die bedungenen Ei-
genschaften aufwies. Die im 

Kaufvertrag angegebenen An-
nuitäten von 223,70 Euro hät-
ten sich ab August 2008 um 
137,66 Euro erhöht. Bei einer 
Laufzeit von 10 Jahren entstehe 
daher den Klägern ein Mehr-
aufwand von 16.519,20 Euro.

Da im vorliegenden Fall eine 
Behebung des Mangels durch 
Verbesserung oder Austausch 
nicht in Frage kam, sei der An-
spruch der Kläger auf Preis-
minderung gerechtfertigt und 
der Höhe nach vom Gericht zu 
erheben. Nach der herrschen-
den „relativen Berechnungs-
methode“ ist die Leistung des 
Käufers nach dem Verhältnis 
herabzusetzen, in welchem zur 
Zeit des Vertragsabschlusses 
der Wert der mangelfreien Sa-
che zum Wert der mangelhaf-
ten Sache gestanden ist.

Die Gewährleistung – so-
weit sie nicht wirksam aus-
geschlossen wurde – bedeu-
tet für Verkäufer, dass sie für 
die gewöhnlich vorausge-
setzten oder ausdrücklich zu-
gesagten Eigenschaften des 
Kaufobjektes einzustehen ha-
ben, wobei es auf ein Verschul-
den nicht ankommt. Durch 
die ausdrückliche Anführung 
der monatlichen Belastungen 
im Kaufvertrag haben die Ver-
käufer dafür die Gewähr über-
nommen und mussten daher 
für das Übersteigen dieser mo-
natlichen Kostenbelastung die 
Haftung übernehmen. Bei der 
Erstellung des Kaufvertrages 
ist daher besondere Aufmerk-
samkeit bei der Formulierung 
allfälliger Eigenschaften eines 
Kaufobjektes geboten. n

Anspruch l auf Preisminderung

Gewährleistung beim 
Wohnungskauf

sa
n
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rt
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ür ausdrückliche Zu-

sagen über monatliche 
Vorschreibungen von 
bestimmten Zahlungen 
hat der Verkäufer einer 
Eigentumswohnung Ge-
währ zu leisten.
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Das Internet ist so konzipiert, 
dass jedermann Informatio-
nen mit der ganzen Welt teilen 
kann. Jedermann kann Behaup-
tungen aufstellen, Bilder veröf-
fentlichen oder in sonst einer 
Form mitteilen, was er gerade 
für notwendig erachtet.

Derjenige, den die Informa-
tion betrifft, ist aber nicht im-
mer glücklich mit dem, was 
im Internet über ihn behaup-
tet wird. Das Internet „vergisst“ 
auch nicht, Daten bleiben für 
immer gespeichert, auch wenn 
sie manchmal nicht auf der ur-
sprünglichen Seite abrufbar 
sind. 

Kann man sich eigentlich 
wehren, wenn jemand ano-

nym über das Internet Lügen 
über ihn/sie verbreitet, ihn/sie 
beschimpft, also in Persönlich-
keitsrechte eingreift? Mit die-
ser Frage hatte sich der deut-
sche Bundesgerichtshof (BGH) 
zu befassen.

Stellen Sie sich nur vor, „User1“ 
behauptet im Internet, Sie wür-
den eine Affäre mit einem Mit-
arbeiter oder einer Mitarbeite-
rin haben – was selbstverständ-
lich nicht stimmt. Jemand wür-
de – so nennt es der Jurist - eine 
ehrenrührige Tatsache über Sie 
behaupten. Der Autor „User1“ ist 
aber nicht bekannt. 

Nachvollziehen lässt sich aber, 
wem die Interseite, auf der die 
ehrenrührige Behauptung auf-
gestellt wurde, gehört, auf wen 
die Domain, also die Internetad-
resse, registriert ist, wer also der 
Provider ist. Dies nahm auch der 
Kläger im deutschen Verfahren 
zum Anlass, um das Unterneh-
men in Kalifornien zu klagen. 
Dieses hat die technische Infra-
struktur und den Speicherplatz 
für die Internetseite und die da-
runter eingerichteten Blogs zur 
Verfügung gestellt. 

Der deutsche Bundesgerichts-
hof hat sich mit der Frage be-

schäftigt, wie sich ein Provider 
zu verhalten hat, wenn der In-
halt seiner Seite von einem Drit-
ten gerügt wird. Der Provider 
muss nur tätig werden, wenn 
der Hinweis des Betroffenen so 
konkret ist, dass der Rechtsver-
stoß ohne eingehende Über-
prüfung nachvollzogen werden 
kann. Dies bedeutet im obigen 
Beispiel, dass man den Provider 
informiert, dass es die behaup-
tete Affäre nicht gibt und die 
Information darüber zu löschen 
ist. Nach Ansicht des BGH hat 
der Provider die Beanstandung 
an den Schreiber – in der Regel 
hat dieser Kontakt zum Schrei-
ber - weiterzuleiten. Antwor-
tet dieser nicht, so hat der Provi-
der die Information zu löschen. 
Äußert er sich allerdings und 
stellt die Berechtigung der Be-
anstandung nachvollziehbar in 
Abrede, so hat der Provider dies 
dem Betroffenen mitzuteilen 
und Nachweise zu verlangen. 
Für das obige Beispiel bedeu-
tet dies, dass der Schreiber ein-
wenden könnte, er hätte eine 
zuverlässige Quelle für die Affä-
re. Diesfalls müsste der Betroffe-
ne nachweisen, dass die Affäre 
nicht existiert. Im Ergebnis ist 
also der Provider verpflichtet, 
von beiden Parteien Informa-
tionen einzuholen und dann 
festzustellen, ob die Beanstan-
dung berechtigt ist. Es bleibt al-
lerdings die Befürchtung, dass 
diese Vorgehensweise bloße 
Theorie ist. Der Beklagte hat-
te seinen Sitz nämlich in Ka-
lifornien und dort wurde der 
Server betrieben. Selbst wenn 
der deutsche Bundesgerichts-
hof den Beklagten in Kalifor-
nien verurteilt hätte, den Ein-
trag zu löschen, wäre die Um-
stzung dieses Urteils schwie-
rig. Es ist davon auszugehen, 
dass sich die Amerikaner we-
nig darum kümmern, was der 
deutsche Bundesgerichtshof 
für richtig hält, insbesondere 
wenn die dortige Rechtsspre-
chung anders ist. Dieses Prob-
lem wird sich allerdings erst lö-
sen lassen, wenn ein einheitli-
ches Recht für das Internet ge-
funden ist. Bis dahin werden 
aber noch viele ehrenrührige 
Tatsachen im Internet verbrei-
tet werden. n

D 
 
as internet ist 

aus unserem täglichen 
Leben heute praktisch 
nicht mehr wegzuden-
ken. Die Fülle der infor-
mation, die uns über 
das internet zur Verfü-
gung steht, ist unüber-
schaubar.

Mobbing l im Internet

Rechtlos im www?
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richtshof im unlängst ent-
schiedenen Rechtsfall (4 Ob 
100/11a) behauptete die Klä-
gerin ein lauterkeitswidriges 
Verhalten der Republik Öster-
reich im Sinne des UWG: Sie 
sei im Zusammenhang mit 
einer Auftragsvergabe im Ei-
senbahnverkehr unzulässig 
diskriminiert und behindert 
worden. Dies hätte die Repu-
blik Österreich zukünftig zu 

unterlassen, sie handle da-
durch nämlich wettbewerbs-
widrig.

Der Oberste Gerichtshof 
wies die Klage ab. Nach An-
sicht des Höchstgerichtes 
ist es aufgrund der Bestim-
mung des § 341 Abs 2 Bundes-
vergabegesetz 2006 sowohl 
für Schadenersatzansprü-
che als auch für Ansprüche 
auf Unterlassung nach dem 
UWG zwingende Vorausset-
zung, dass vor Klagsführung 
von der Vergabekontrollbe-
hörde ein Verstoß der Re-
publik Österreich gegen das 
Bundesvergabegesetz fest-
gestellt wird. Das Vergabe-
recht dient gerade dazu, ein 
missbräuchliches Verhalten 
der öffentlichen Hand durch 
konkrete Vorschriften für 
die Auftragsvergabe zu ver-
hindern. Alle Klagen, deren 
Gegenstand ein vom Verga-
berecht erfasstes Verhalten 
des Auftraggebers oder ei-
nes Mitbieters ist, können 
nur dann bei einem Gericht 
erhoben werden, wenn zu-
vor in einem Verfahren vor 
einer Vergabekontrollbehör-
de die Verletzung des Verga-
berechtes festgestellt wur-
de. Dies gilt insbesondere für 
die Wahl des Vergabeverfah-
rens, die Auswahl der einbe-
zogenen Unternehmen und 
die Erteilung des Zuschla-
ges. Wer sich also durch eine 
Entscheidung des Auftrag-
gebers beschwert erachtet, 
muss sich zunächst an die 
Rechtschutzbehörden des 
Vergaberechts wenden, be-

vor das ordentliche Gericht 
angerufen wird. 

Anders wäre nach An-
sicht des Höchstgerichtes 
die Sachlage nur, wenn wäh-
rend eines Vergabeverfah-
rens ein inkriminiertes Ver-
halten gesetzt wird, das je-
doch keinen Verstoß gegen 
das Vergaberecht darstellt, 
aber aus ganz anderen Grün-
den gegen das Lauterkeits-
recht verstößt. Beispielswei-
se wenn ein Mitbewerber 
in einem Vergabeverfahren 
in unzulässiger Weise eine 
fremde Leistung übernimmt 
und deshalb gegen das Ge-
setz gegen unlauteren Wett-
bewerb verstößt. Nur in ei-
nem solchen Fall kann sofort 
der Gang vor das ordentliche 
Gericht angetreten werden, 
eines eigenen Rechtschutz-
verfahrens vor der Vergabe-
kontrollbehörde bedarf es in 
diesem Fall – als Ausnahme 
–nicht. n

Unterlassungsklage l nach Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb

Verletzung  
des Vergaberechtes

W 
 
ann ist eine 

Klage nach dem Gesetz 
gegen unlauteren Wett-
bewerb (UWG) wegen 
eines Verstoßes gegen 
das Vergaberecht zuläs-
sig?
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Artikel 10 Staatsgrundgesetz 
und Artikel 8 der Menschen-
rechtskonvention sind Verfas-
sungsgesetze und schützen 
den Bürger vor willkürlichem 
Eingreifen des Staates. Dem-
nach darf der Staat das Brief-
geheimnis nicht verletzen. Art 
10 StGG erlaubt die Beschlag-
nahme von Briefen im Zuge 
einer Hausdurchsuchung und 
Verhaftung, in Kriegszeiten 
und aufgrund eines richter-
lichen Befehls.

§ 118 Strafgesetzbuch pönali-
siert das Öffnen von verschlos-
senen Briefen oder anderen 
Schriftstücken durch ande-
re als den Empfänger. Unter 
Brief versteht der Gesetzgeber 
eine schriftliche Mitteilung 
von Person zu Person. Es wird 
jede schriftliche Kommunika-
tion erfasst, unabhängig da-
von, ob der Inhalt ein Geheim-
nis darstellt oder nicht. Täter 
kann jeder sein, der zur Kennt-
nisnahme nicht bestimmt ist. 
Geschützt werden verschlos-
sene Briefe und Schriftstücke. 
Ist ein Brief nur gefaltet, stellt 
dies keinen ausreichenden 
Verschluss dar.

Geschützte E-Mails?
Ob auch E-Mails Gegenstand 
von § 118 StGB sein können, 
ist strittig. E-Mails sind grund-
sätzlich unkörperlich, stellen 
also keinen Brief im Sinne von 
§ 118 StGB dar. Von Manchen 
wird vertreten, dass der Be-

griff „Brief“ nicht zu eng aus-
zulegen ist. Da eine E-Mail ei-
ne Information einer Person 
an eine andere darstellt, muss 
man davon ausgehen, dass 
sie strafrechtlich einem Brief 
gleichzuhalten ist. Im Regelfall 
wird zum Lesen von E-Mails 
ein Mailprogramm in Kombi-
nation mit der Eingabe eines 
Passwortes verwendet. Wird 
ein solches Passwort gecrackt 
und wird dadurch das Lesen 
von E-Mails ermöglicht, so be-
trifft dies das Schutzobjekt des 
§ 118 StGB und zwar die nicht 
zugängliche Information be-
ziehungsweise die Privatsphä-
re. § 118 StGB wäre in solchen 
Fällen also anwendbar.

Bekommt man versehent-
lich eine E-Mail zugesendet 
und öffnet diese, so ist das 
natürlich nicht strafbar, weil 
man zum Tatzeitpunkt nicht 
die Absicht zur Öffnung eines 
fremden Schriftstückes hat-
te. In diesen Fällen ist die Lö-
schung oder Weitersendung 
grundsätzlich nicht nötig, ei-
ne Veröffentlichung bezie-
hungsweise Verbreitung sol-
cher Nachrichten ist aller-
dings auch nur unter be-
stimmten Umständen statt-
haft.

Nicht veröffentlichen
Im Zivilrecht ist das Briefge-
heimnis vor allem durch § 77 
Urheberrechtsgesetz (UrhG) 
geschützt. Es handelt sich um 
eine persönlichkeitsrecht-
liche Bestimmung. § 77 UrhG 
dient dem Schutz vor Eingrif-
fen in den Lebens- und Frei-
heitsbereich einer Person. 
Nach dieser Bestimmung dür-
fen Briefe, Tagebücher und 
ähnliche vertrauliche Auf-
zeichnungen weder öffentlich 
vorgelesen, noch auf andere 
Art, wodurch sie der Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht 
werden, verbreitet werden. 
Es dürfen keine Interessen 
des Verfassers verletzt wer-

den. Man benötigt grundsätz-
lich die Zustimmung des Ver-
fassers zur Veröffentlichung. 
§ 77 UrhG unterliegt einer In-
teressenabwägung. Dies be-
deutet, dass diese Grundregel 
nicht gilt, wenn die Interes-
sen des Verletzers höherwer-
tiger sind, als jene des Verfas-
sers. Der OGH gibt in seiner 
Entscheidung 4Ob 3/11m (Der 
Deal) Leitlinien für eine Inter-
essensabwägung. Es handel-
te sich in diesem Fall um ein 
PDF-File welches auf der Web-
site  www.wirtschaftsblatt.at, 
im Artikel „Wann’s des Göld 
hobts, moch ma des – Das ge-
heime Tagebuch von Tilo Ber-
lin“ zum Download angebo-
ten wurde. Das Schriftstück 
enthielt 33 Seiten. Neben ei-
ner Darstellung der Vorbe-
reitung und Abwicklung des 
Verkaufs von Anteilen an der 
ehemaligen Kärntner Lan-
desbank enthielt das Schrift-
stück auch private Bemer-
kungen über seine Familien-
angehörigen, über seine fi-
nanzielle Situation, Ausbil-
dung seiner Kinder und sei-
ne Gesundheitsprobleme. 
In diesem Fall kam der OGH 
zum Schluss, dass bezüg-
lich der Darstellung über die 
Kärntner Landesbank ein 
Veröffentlichungsinteresse 
besteht, weil eine strafrecht-
liche Verfolgung stattfindet 
und das Einschreiten der öf-
fentlichen Hand in Form ei-
ner Notverstaatlichung den 
Fortbestand der Bank si-
cherstellen musste. Der OGH 
stellte aber weiters fest, dass 
bezüglich der Privat- und Fa-
milienangelegenheiten, wel-
che in dem Schriftstück zu 
lesen sind, keine Rechtferti-
gung der Veröffentlichung 
und daher eine Rechtsverlet-
zung vorliegt. Auf den Um-
fang der Textpassagen und 
deren Verhältnis zum rest-
lichen Schriftstück kommt es 
nicht an. n

D 
 
as Briefgeheimnis 

ist in Österreich sowohl 
verfassungsrechtlich (im 
Staatsgrundgesetz und 
in der Menschenrechts-
konvention) als auch 
einfachgesetzlich (etwa 
im Strafrecht, im Urhe-
berrecht und Medienge-
setz) geschützt.

Der Geheimnisschutz l des geschriebenen Wortes

Das Briefgeheimnis
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